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1. Einleitung


Anfang 2018 vermeldete die KfW: „Gründungsstandort Deutschland: gut mit Luft nach oben.“1 Und dieses Bild lässt sich auch auf die Basis dieser Untersuchung, die Jahre 2008 bis 2015, übertragen, welche als die Durchbruchsjahre moderner Unternehmensgründungen und des sogennaten Wagniskapitals angesehen werden. Es gab zunehmende Gründungen in Deutschland, aber Deutschland war noch keineswegs ein international kompetitiver Gründungsstandort. Doch kann davon ein regional und lokal anderes Bild unterschieden werden. So verkündete beispielsweise bereits 2014 der damaligs regierende Bürgermeister Berlins Klaus Wowereit: „Berlin soll Gründungsmetropole Europas werden.“2


Auf bundesdeutscher Ebene wurde dieser politisch durch die Kanzlerinnenschaft von Angela Merkel geprägt. Und auch Angela Merkel äußerte sich immer wieder zu dieser Thematik. So unterstrich sie kurz vor Beginn des Untersuchungszeitraums Mitte 2007 in diesem Kontext die Bedeutung der Sozialen Marktwirtschaft für Deutschland. Sie betonte aber auch deren notwenige Anpassung an neue globalisierte Gegebenheiten. In diesem Rahmen wurden nicht nur zentrale politische Fixpunkte merkelscher Wirtschaftspolitik vorgebracht, sondern auch die Frage von Unternehmensgründungen und deren Bedeutung wurde dabei verhandelt.3 Gleichfalls in den folgenden Jahren blieben die Förderung von Unternehmensgründungen wie Unternehmensgründungen selbst ein zentrales Thema in der Bundespolitik unter Angela Merkel. Dies reicht und reichte von der Gewährung von Krediten für und an Gründer4 bis zu Beratungsangeboten. Fördermaßnahmen umfassen respektive umfassten aber auch die Beeinflussung von Rahmenbedingungen, etwa der lokalen Infrastruktur, oder direkte politische Einwirkungen auf die Gründungsaktivität durch die Zuweisung von Flächen oder Gebäuden. Dies verweist auf die Breite der Möglichkeiten staatlicher Förderungen von Unternehmensgründungen, ohne bereits die Legitimität dieser zu hinterfragen.


Ein wichtiger Rahmen der Ausrichtung der Förderung von Unternehmensgründungen war im Untersuchungszeitraum der Innovationsdialog, der seit 2010 stattfand und an dem hochrangige Politiker wie Kanzlerin Merkel selbst teilnahmen. In diesem Rahmen wurde darüber diskutiert, wie die Innovationsfähigkeit des Standorts Deutschland verbessert werden könnte und welche Fördermaßnahmen dabei notwendig seien. Im Jahr 2012 wurde beispielsweise das Ziel fixiert, eine Verbesserung der Rahmenbedingungen von Unternehmensgründungen zu erreichen. Konkret sollte überprüft werden, wie Venturecapital leichter zugänglich gemacht werden könnte, etwa durch steuerliche Anreize. Zudem wurde eine Investitionszulage für Business Angels geplant.5


Dieser Fokus respektive dieser Ansatz der Regierung entsprach durchaus der Politik der CDU-/CSU-FDP-Regierung von 2009 an. Das Ziel des Koalitionsvertrages war es, eine erneute Gründerdynamik zu erreichen. Diesem Ziel folgend, gab es von 2009 bis 2013 unterschiedliche Gesetzesinitiativen in diese Richtung, beispielsweise zur Förderung des Gründens aus der Wissenschaft heraus. Der Förderfokus dabei war es, den Zugang zu Wagniskapital zu erleichtern, ergo die Rahmenbedingungen der Risikokapitalmärkte zu verbessern. Doch muss zwischen Vorhaben, Ankündigungen und Umsetzungen unterschieden werden. Kritisiert wurde bald, dass es bei Ankündigungen blieb, es aber an konkreten Maßnahmen in die angekündigte Richtung fehlte.6


Als Themen blieben die Unternehmensgründungen sowie die Förderung dieser jedoch zentral für die Bundespolitik, auch noch im Rahmen der Regierung durch die Große Koalition ab Herbst 2013. So verkündete Angela Merkel beispielsweise im Mai 2014 das Ziel, Start-ups besser zu fördern. Der Ansatz war auch hier, die finanziellen Rahmenbedingungen zu verbessern, konkret diese von Anfangsfinanzierungen. Dies ermögliche zugleich, so die dahinterstehende Logik, dass Start-ups sich selbst entwickeln könnten, ohne der Gefahr einer schnellen Übernahme durch größere Konzerne ausgesetzt zu sein. So dies auch der Fokus merkelscher Politik im Bereich der Förderung von Unternehmensgründungen war, blieb sie in ihren Ausführungen nicht dabei, sondern plädierte zudem für eine neue Gründerkultur, konkret für eine verbesserte Akzeptanz der Unternehmensgründungen und -gründer in der Gesellschaft. Dabei bezog sie sich auf das durchaus verbreitete Exempel der besseren Akzeptanz des Scheiterns bei Unternehmensgründungen in den USA.7 Eine Kultur, deren Bedeutung auch wissenschaftlich immer wieder betont wird. So lassen sich, wie Studien zeigen, nationale wie auch regionale Unterschiede im Gründungsgeschehen auch kulturell erklären – wird zur Selbstständigkeit und zur Unternehmensgründung angeregt oder nicht.8 Insofern standen Merkels Konzepte keineswegs im luftleeren Raum oder waren innovative Ideen, sondern beruhten auf wissenschaftlichen Erkenntnissen, wie das Gründungsgeschehen in Deutschland positiv beeinflusst werden könnte.


Diese beiden Fokusse bezüglich der Förderung von Unternehmensgründungen hatte Angela Merkel in einem gewissen Sinne bereits in ihrer ersten Neujahrsansprache als Kanzlerin der zweiten Großen Koalition erklärt. Während die Verbesserung des finanziellen Rahmens als Konstante in allen Regierungen unter Merkel zu fassen ist, war der Fokus auf die Akzeptanz des Gründens, auf dessen gesellschaftliche Unterstützung eher neu. Dabei verband Angela Merkel Unternehmensgründungen und Gründergeist mit dem Mut zu Bürgersinn, zu Engagement, Zusammenhalt und Initiative. So waren in ihrer Ansprache die Hilfsbereitschaft für Überschwemmungsopfer und der Mut zum Risiko oder zu neuen Anfängen kompatibel und keine Widersprüche.9


Die Thematik der Unternehmensgründungen war jedoch nicht nur ein politisch-inhaltlicher Fokus in der Bundespolitik unter Merkel. Sie war auch im Rahmen der (Selbst-)Darstellung zentral. So wichtig diese Thematik im Rahmen der Tagespolitik war, so nutzbar war sie zugleich im Sinne öffentlichkeitswirksamer Auftritte. Die Innovationsfähigkeit des Standortes Deutschland, die immer wieder mit Unternehmensgründungen und deren Förderung fast zwangslogisch verbunden wurde, bot ein positives Signet für die Darstellung einer progressiven und wirtschaftsfreundlichen Politik. Beispielsweise besuchte Angela Merkel 2015 das Zentrum für Innovation und Gründung der TUM. Dort konnte sie nicht nur die Best Practices loben, sondern auch die politische Bedeutung von Unternehmensgründungen und so die Innovationsfähigkeit unterstreichen. Die Akzentuierung des Positiven der TU München, des Gründerzentrums oder des Standortes München bot dabei die Chance, Exempel als Zielmarken der eigenen Politik zu setzen.10 In diesem Kontext unterstrich Merkel auch expressis verbis die Bedeutung einer entsprechenden Politik und einer politischen Förderung. Sie sagte: „Wir verkennen manchmal, wie wichtig heute staatliche Förderung, politische Rahmenbedingungen, Beratung und die Hilfe von Netzwerken sind.“11 Zugleich wurde dabei wieder der Doppelfokus herausgestellt, es bedürfe nicht nur einer entsprechenden politischen Förderung, sondern auch einer entsprechenden Kultur, die Unternehmergeist und Risikobereitschaft positiv konnotiere. In diesem Kontext fungierten Akteure wie das TU Gründerzentrum exemplarisch und motivatorisch.12


Zugleich war auch den unterschiedlichen Bundesregierungen unter Angela Merkel bewusst, dass die ergriffenen Maßnahmen keineswegs ausreichten. Wie eingangs mit Bezug auf die Studie der KfW ausgeführt, kann der Gründungsstandort Deutschland zwar als stark, aber keineswegs als optimal bezeichnet werden. Zudem sind massive regionale Unterschiede zu beachten. Und auch Angela Merkel zeigte sich der Problematik bewusst, die mit jener verbunden war und ist, dass Ankündigungen und Vorhaben nicht mit politischen Maßnahmen gleichzusetzen sind. So erklärte Merkel – auch retrospektiv auf die vorherigen Jahre zurückblickend – nach dem Ende des Untersuchungszeitraums im Spätsommer 2015: „Wir sind nicht immer so schnell, wie wir sein müssten (…) und verkennen, wie wichtig heute staatliche Förderprogramme, politische Rahmenbedingungen und Beratung sind.“13


Diese Ausführungen weisen bereits auf die Breite politischer Maßnahmen im Bereich von Unternehmensgründungen und deren Förderungen hin – und dies hier exemplarisch dargestellt an der Bundespolitik im Untersuchungszeitraum. Genau diese Bandbreite, sowohl auf der Bundesebene als auch exemplarisch auf der Ebene einiger Bundesländer, steht hier im Fokus des Forschungsinteresses; die Maßnahmen selbst wie deren Erfolge. Doch bevor den spezifischen Fragestellungen dieser Studie Aufmerksamkeit geschenkt wird, erscheinen einige weitere Ausführung zu der Frage, wie und ob Unternehmensgründungen staatlicherseits gefördert werden sollten, sinnvoll.


1.1 Problemstellung


Wird den Zahlen des BMWi gefolgt, gab es im Jahr 2014 eine Anzahl von 309.000 Existenzgründungen im Vollerwerb, d. h., die Existenzgründung ist die überwiegende hauptberufliche Beschäftigung. Außerdem gab es 251.000 Nebenerwerbsgründungen, also Gründungen, bei denen die Existenzgründung neben einem weiterhin vorhandenen und zeitlich überwiegenden Hauptberuf aufgebaut wird. Im Rahmen einer weiteren Differenzierung lässt sich festhalten, dass etwa ein Viertel der Gründer, 23 Prozent, ihre Selbstständigkeit mit einer Innovation begannen, also eine neue Produktionsfunktion auf den Markt zu bringen versuchten. Diese hohe Anzahl der Gründer wurde von unterschiedlichen Stellen auf die (im internationalen Vergleich) guten Rahmenbedingungen zurückgeführt, so vom GES im Länderbericht zu Deutschland 2014. Und diese Sichtweise blieb auch danach bestehen. Es wurde betont, dass in Deutschland Existenzgründungen vor allem als Chance gesehen würden, nicht als Zwang oder Notwendigkeit.14


In diesem Rahmen wurden unterschiedliche Stärken des Gründungsstandortes ausgemacht. Dazu gehörten eine ausgebaute physische Infrastruktur, Rechtssicherheit bei geistigem Eigentum, eine verbreitete Wertschätzung für neue Produkte und Dienstleistungen, aber auch öffentliche Förderprogramme. Neben diesen positiven Eigenschaften wurden aber Herausforderungen markiert, gewissermaßen Wegmarken zur Verbesserung des Gründungsstandortes. Das BMWi verwies dabei vor allem auf die schulische Bildung sowie auf gesellschaftliche Normen, die beide nicht ausreichend positiv gegenüber Unternehmensgründungen eingestellt seien respektive kein entsprechendes Bild, keine entsprechende Kultur vermitteln würden.15 Gerade in einer als Mangel markierten geringen Neigung Studierender zu Unternehmensgründungen wurde eine Herausforderung für den Standort ausgemacht – sechsmal mehr strebten eine Beamtenkarriere an, denn ein Unternehmen gründen zu wollen, wie Studien ergaben.16 Zugleich gibt es durchaus zahlreiche Institutionen, die für die Gründungsförderung in Deutschland verantwortlich sind und diese auch schon seit Jahren betreiben.17


Von staatlicher Seite sind im Rahmen der Förderung von Unternehmensgründungen unterschiedliche Akteure aktiv. Neben dem bereits erwähnten BMWi handelt es sich dabei unter anderem um die Ministerien der Bundesländer, die Industrie- und Handelskammern, die Handwerkskammern, die Kreditanstalt für Wiederaufbau Bankengruppe oder die Förderbanken der Bundesländer.18 All diese Institutionen wirken darauf hin, dass Unternehmensgründungen in Deutschland erfolgen. Doch müssen, dem Charakter Deutschlands als Bundesrepublik folgend, in diesem


Rahmen regionale Unterschiede beachtet werden. Wenn einige Regionen für das Bild Deutschlands als Gründerland stehen oder standen, so stehen oder standen andere für diametral andere Bilder. Eine These dieser Studie lautet, dass dies auf unterschiedliche Rahmenbedingungen und Förderprogramme zurückgeführt werden kann. Um diese Unterschiede zu verdeutlichen, kann eine Studie der KfW aus dem Jahr 2015 in den Blick genommen werden. Diese unterschied vier Gruppen von Bundesländern entlang ihrer Gründungsaktivität. An der Spitze standen dabei Hamburg und Berlin als Gruppe eins, gründungsstark und mit einem Fokus auf Freiberufler. Gemäß der Studie waren Jobwechsel dort sehr üblich. Dem folgten Bayern, Baden-Württemberg, Hessen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und das Saarland als zweite und in Bezug auf Unternehmensgründungen mittelstarke Gruppe. Hier gab es viel mehr Nebenerwerbsgründungen als in der ersten Gruppe. Dem folgte eine dritte Gruppe, bestehend aus Niedersachsen, Bremen, Mecklenburg-Vorpommern, Schleswig-Holstein und Thüringen, mit einer minderen Gründungsaktivität. Es fehlte vor allem an Gründungen durch Frauen. Ganz hinten standen Brandenburg, Sachsen und Sachsen-Anhalt, die explizit als gründungsschwach markiert wurden.19 Wird dieser Studie zunächst gefolgt – im Rahmen der Studie werden zudem noch einige der zugehörigen Zuordnungen hinterfragt – kann die Forschungsfrage aufgebracht werden, wodurch diese Unterschiede zustande kamen und welche Rolle staatliche Eingriffe und Fördermaßnahmen dabei spielten. Erforscht werden kann dies durch eine Korrelation der regionalen Veränderungen in der Gründungsaktivität mit Veränderungen in regionalen und bundesstaatlichen Fördermaßnahmen in Bezug auf Unternehmensgründungen.


Neben der Konstatierung regionaler Unterschiede, die es bei den Rahmenbedingungen für eine erfolgreiche Unternehmensgründung gibt, sowie deren empirischvergleichender Betrachtung stellt sich in der Forschung zur Thematik der Gründungsförderung auch die grundsätzliche Frage nach der Rolle des Staates im Bereich des Wirtschaftens: Wie weit können oder sollten Einflussnahmen reichen? Dabei handelt es sich um eine (auch wissenschaftlich) sehr konträr beantwortete Frage. Wenn dabei für staatliche Gründungsförderung plädiert wird, erfolgt dies zumeist unter Rekurs auf ein sogenanntes distributives Marktversagen.20 Verwiesen wird dabei auf eine als ungerecht empfundene Einkommens- und Vermögensverteilung durch den Markt.21 Doch gibt es auch andere Ansätze, eine staatliche Förderung von Unternehmensgründungen als notwendig zu markieren, etwa die staatliche Aufgabe der Förderung von Bildung und Kultur.


1.2 Forschungsstand


Der Forschungsstand zum Gesamtkomplex dieser Untersuchung lässt sich exemplarisch an themenverwandten Arbeiten ablesen und nachzeichnen. Besonders auffällig ist dabei schon auf den ersten Blick, dass sich bisher noch keine Studie aus politikwissenschaftlicher Perspektive mit der Fragestellung der Abhängigkeit der Unternehmensgründungen von regionalen Rahmenbedingungen beschäftigt hat. Im Fokus standen bisher vor allem der Unternehmensgründer und seine Anforderungen an einen Standort für die Gründung, dies zudem zumeist aus betriebs- und volkswirtschaftlicher Perspektive. Solche Studien sind für die vorliegende Untersuchung eine gute Ausgangslage, denn sie ermöglichen eine (Neu-)Bewertung bekannter Fakten bezüglich Unternehmensgründungen vor einem politikwissenschaftlichen Hintergrund. Doch können solche Studien nur bereichernder Hintergrund sein, geht es hier doch primär um die staatliche Rolle bei Unternehmensgründungen und somit um eine gänzlich andere Perspektive.


Eine wichtige Quelle von Fakten und Zahlen zu Unternehmensgründungen und den Ansprüchen von Gründern ist der KfW-Gründungsmonitor, der seit dem Jahr 2000 jährlich erhoben wird. Auf diesen zurückgreifend, ist es sehr gut möglich, das Gründungsgeschehen in Deutschland (insbesondere auch im Hinblick auf die Unterschiede zwischen den einzelnen Bundesländern) für den fokussierten Betrachtungszeitraum von 2008 bis 2014 faktisch und zahlenmäßig abzubilden. Für das auf diesen Zeitraum folgende Jahr, 2015, zeigt sich so beispielsweise eine Zunahme der Gründungstätigkeit, die vor allem im Bereich der freiberuflichen Tätigkeitsfelder stattfand.22 Allerdings handelt es sich dabei um eine deskriptive Darstellung des Gründungsgeschehens in Deutschland mit einem Fokus auf Zahlen und nicht um eine Positionsbeziehung zum Thema.


Zugleich kann im Kontext der Beschäftigung mit dem Forschungsstand auf eine relativ breite Ratgeberliteratur zum Gründen, durchaus auch mit wissenschaftlichem Anspruch, verwiesen werden. Diese wird immer wieder auch von den deutschen Bundesländern selbst herausgegeben und verweist explizit auf Fördermöglichkeiten des Bundes, eines Landes oder auch anderer Ebenen und Akteure.23 Jedoch handelt es sich um eine wissenschaftliche Literaturgattung, die Vorhandenes relativ unkritisch beleuchtet und kaum die Perspektiven von Gründern und Förderern zusammenbringt. Es wird keine differenzierte Position zum Gründungsgeschehen in Deutschland bezogen, sondern auf Vorhandenes positiv referiert. Die Botschaft ist, dass das Gründen in Deutschland gut ausführbar ist, wenn nur die Möglichkeiten genutzt werden, zu welchen diese Literatur hinleite. Der Nutzen dieser Art von Literatur für diese Untersuchung muss daher als begrenzt bewertet werden.


In einen ähnlichen Bereich sind auch Werke einzuordnen, die vor allem an ein breites Publikum gerichtet sind und auf einfache und allgemeinverständliche Weise versuchen, eine Step-by-Step-Anleitung zum Gründen in Deutschland zu liefern. Solche Texte genügen weder kritischen wissenschaftlichen Ansprüchen, noch geben sie ein differenziertes Bild wieder. Dabei macht es meist keinen Unterschied, ob diese ein spezifisches Feld abdecken oder eher allgemein das Thema Gründen erfassen.24 Sie sind gewissermaßen Momentaufnahmen mit einem deutlichen Bezug auf die Position von Gründern. Auch hier fehlt eine kritische Auseinandersetzung mit der Frage des Gründens in Deutschland. Der gemeinsame Tenor ist, dass das


Gründen in Deutschland möglich ist, wenn die zur Verfügung gestellten Informationen genutzt werden. Eine differenzierte Betrachtung des Gründungsstandorts Deutschland unterbleibt dabei. Der Nutzen solcher Texte für die wissenschaftliche Untersuchung muss daher ebenfalls als ungenügend bezeichnet werden.


Vergleichbares lässt sich für Literatur festhalten, die einen starken rechtlichen Bezugspunkt wählt. So gibt es viel Literatur, die sich mit dem Rechtsrahmen von Unternehmensgründungen und der zugehörigen Förderung befasst. Exemplarisch sei hier das Werk von Baums aus dem Jahr 2017 erwähnt. Dieses erfasst entlang einer klar juristischen Perspektive die Frage der Unternehmensfinanzierung und beleuchtet dabei auch die Rolle staatlicher Fördermaßnahmen.25 Durch den singulär juristischen (und nicht politikwissenschaftlichen) Zugang zur Thematik können entsprechende Texte hier jedoch nur sehr beschränkt Verwendung finden oder Erkenntnisse liefern. Sie helfen begrenzt, die Rolle des Staates zu beleuchten, aber sie bieten für die inhaltliche Hinterfragung der Gründungsförderung kaum einen Erkenntnisgewinn. Dies liegt nicht zuletzt daran, dass diese Texte keine politikwissenschaftliche Position zu Unternehmensgründungen und deren Förderung in Deutschland beziehen. Sie referieren auf den Status quo des Rahmens und interpretieren diesen, durchaus mit der Möglichkeit einer juristischen Beurteilung unterschiedlicher Förderansätze, erweitern diese Perspektive jedoch nicht hin zu einer differenzierten Positionsbeziehung.


Der hier gewählte Fokus bedeutet, weder singulär Zahlen zu diskutieren noch sich auf die Sichtweise von Gründern im Rahmen von Unternehmensgründungen und deren Förderung zu konzentrieren. Vielmehr liegt der Fokus auf dem Einfluss institutioneller Rahmenbedingungen auf das Gründungsgeschehen. Aber auch dazu gibt es durchaus bereits Studien, jedoch zumeist mit einem sehr engen Blickwinkel. Exemplarisch kann diesbezüglich die Studie von Bijedic, Maaß, Schröder und Werner aus dem Jahr 2014 angeführt werden. Diese beschäftigte sich schwerpunktmäßig mit der Gründungsaktivität von Wissenschaftlern, die vor ihrer Unternehmensgründung an einer Hochschule tätig waren, und untersuchte den Einfluss institutioneller Rahmenbedingungen auf das Gründungsgeschehen. Für die Studie wurden 5.992 Wissenschaftler an 73 deutschen Hochschulen befragt, um die Einflussfaktoren zu identifizieren, welche die Gründungsneigung am meisten beeinflussten. Konträr zur These der zentralen Bedeutung von Standortfaktoren fiel jedoch das Ergebnis aus. Die Studie ergab, dass die institutionellen Rahmenbedingungen kaum ausschlaggebend dafür waren, ob ein an einer Hochschule tätiger Wissenschaftler ein Unternehmen gründet. Als deutlich einflussreicher für die Gründungsneigung respektive das Gründungsklima wurden Rollenvorbilder, Kontakte zu anderen Wissenschaftlern mit Gründungsneigung und eine praktische Anwendbarkeit der eigenen Forschung identifiziert. Die zentrale These zum Gründen in Deutschland war somit, dass an diesen Stellschrauben zu drehen sei und weniger an den institutionellen Rahmenbedingungen. Zentral sei also das Gründungsklima für das Gründungsgeschehen, wie aus der Studie gefolgert werden kann.26 Im Sinne eines Fazits hieß es: „So üben Unternehmensgründungen von Kollegen im näheren Umfeld bzw. Gespräche über deren unternehmerische Selbstständigkeit einen positiven Einfluss auf die Gründungsabsicht des wissenschaftlichen Personals aus. Ebenso erweist sich die Unzufriedenheit mit der aktuellen Entlohnung als ein typisches ‚Push-Motiv‘ und führt zu einer höheren Gründungsneigung der befragten Wissenschaftler.“27 Wird dieser Studie und ihren Erkenntnissen gefolgt, steht folgende Position zur Gründungsförderung in Deutschland im Raum: Die staatliche Gründungsförderung, die auch in Angeboten der Hochschule stattfindet, kann nur wenig dazu beitragen, dass ein Wissenschaftler ein Unternehmen gründet. Demnach wäre die Untersuchung dieser Arbeit kaum von Belang.


Doch gibt es gleichfalls Studien, die zu gänzlich anderen Ergebnissen kommen und die Ausrichtung der Fragestellung dieser Forschungsarbeit deutlicher stützen. Dazu gehört die Studie von Blum, Gleißner und Schaller aus dem Jahr 2013. Der Fokus dieses Beitrags war auf die Existenzgründer selbst gerichtet. In diesem Rahmen wurde jedoch gleichfalls untersucht, wie Standortfaktoren und staatliche Förderinstrumente von Existenzgründern bewertet wurden. Zudem wurde analysiert, welcher Einfluss von den Standortfaktoren auf den Unternehmenswert ausging.28 Die dabei verfolgte These war, dass Standortfaktoren und Förderinstrumenten einen großen Einfluss auf das Gründungsgeschehen in Deutschland hatten. Aus der Sicht der Unternehmen respektive Gründer kam die Studie zu folgendem Ergebnis: „Für die Unternehmen beeinflusst die Wahl des Standortes direkt den Unternehmenswert und das Rating, weil die Standortfaktoren die erwarteten Erträge und die Risiken eines Unternehmens beeinflussen. Die gesamte Bedeutung von Standortfaktoren ist dabei unternehmensspezifisch sehr unterschiedlich. Indirekt können Standortfaktoren zudem als Kriterien des Existenzgründerratings eine Wirkung haben.“29 Der Studie und ihren Ergebnissen folgend, bedeutet das wiederum auch, dass nur solche Standorte für den jeweiligen Existenzgründer interessant sind, die durch ihre spezifischen Faktoren einen positiven Beitrag für den jeweiligen unternehmerischen Erfolg leisten. Laut der Studie sollte das die einzelnen Regionen dazu motivieren, „durch die Verbesserung der Rahmenbedingungen (...) Einfluss auf die Ansiedlung von Existenzgründungen [auszuüben.] (...). Sie [die Regionen] werden sich sinnvollerweise auf Branchen konzentrieren, die grundsätzlich günstige Zukunftsperspektiven aufweisen, attraktiv für die Region (hohe regionale Wertschöpfung) sind und in der Region bereits günstige Standortbedingungen vorfinden.“30 Da der Fokus der Studie auf die Existenzgründer selbst gerichtet war, erlaubt dies Folgerungen zu deren Perspektive auf Unternehmensgründungen und deren Förderung in Deutschland. Der These der Bedeutung der Standortfaktoren folgend und diese mit einer erfassten Erwartungshaltung von Gründern und Unternehmen an die Politik kombinierend, kann als Ergebnis dieser Studie festgehalten werden: Existenzgründer erwarten offensichtlich von der Politik, dass sie günstige Rahmenbedingungen schafft. Sie wählen die Region für ihre Unternehmensgründung danach aus, ob diese Erwartung erfüllt wird.


Doch zeigt weitere Forschung auch klare Grenzen der Möglichkeiten der Unternehmens- oder Gründungsförderung, gerade wenn damit auch weitere politische Ziele verfolgt werden. So zeigte die Studie von Küpper, Kundolf und Margarian 2014 Ergebnisse zum Förderprojekt „LandZukunft“ auf. Dabei handelte es sich um ein von 2012 bis 2014 durchgeführtes Projekt des BMEL, das die Ziele verfolgte, unternehmerisch tätige Menschen für eine regionale Entwicklung zu aktivieren, das Finanzierungsinstrument des sogenannten Regionalbudgets zu erproben und die Möglichkeiten der politischen Steuerung anhand eines individuellen Zielkatalogs zu testen. Thesenhaft wurde der staatlichen Steuerungsmöglichkeit von Unternehmensgründungen durch staatliche Förderungen und Veränderungen der Rahmenbedingungen nachgegangen. Das Ergebnis war ernüchternd, denn der Bericht zeigte und konstatierte, dass die Dynamik des Gründungs- und Innovationsprozesses nicht mit demokratischen Prozessen kompatibel ist. Dazu kam als weiteres Ergebnis, dass wahrgenommene bürokratische Hürden der staatlichen Gründungsförderung viele Gründer davon abhalten würden, die Angebote überhaupt in Anspruch zu nehmen. Die These der Steuerungsmöglichkeit von Unternehmensgründungen durch Förderinstrumente und Rahmensetzungen wurde im Rahmen der Studie somit weitestgehend negiert.31


Andere Forschung kommt durchaus zu differenzierteren Ergebnissen bezüglich der Möglichkeiten und Reichweiten der Förderung von Unternehmensgründungen, gerade bei komparativen Ansätzen, die unterschiedliche Rahmenbedingungen und deren Beeinflussungen untersuchen und in Bezug setzen. Ein solcher Ansatz wurde von Pechlaner und Doepfer im Jahr 2013 für ihren Sammelband gewählt. Die Beiträge, die in diesem Band versammelt sind, gehen alle der Frage nach, durch welche Rahmenbedingungen Regionen dazu beitragen können, dass Unternehmen neu gegründet werden und wie dadurch die regionale Wertschöpfungskompetenz gesteigert werden kann. Die untersuchte These in diesem Rahmen war – analog zu Küpper, Kundolg und Margarian –, dass Förderungen bei Unternehmensgründungen eine große Bedeutung hatten, ja, ein Steuerungspotenzial. Dabei wurden in den einzelnen Beiträgen auch die Erfolgsfaktoren untersucht, die regionale Förderprogramme auszeichnen. Sie wurden im Hinblick auf ihren konkreten Beitrag für die Gründungsneigung bewertet. Eines der untersuchten Förderprogramme war etwa das „netzwerk nordbayern“, das von Becker auf seine Wirksamkeit hin untersucht wurde. Als Ergebnis des Sammelbandes kann die große Bedeutung von Standortfaktoren und der staatlichen Förderung von Unternehmensgründungen festgehalten werden.32


Es gibt aber auch Einzelbeiträge, die sich einem solchen komparativen Ansatz verschreiben, wie Pechlaner und Doepfer ihn in ihrem Sammelband aufzeigen. So untersuchte Rabe bereits im Jahr 2005 im Rahmen einer Dissertation, inwieweit Unternehmensgründer auf regionale Gründungsnetzwerke zurückgreifen. Diese Studie zu Gründen in Deutschland untersuchte die Bedeutung von Förderinstrumenten und weiteren Standortfaktoren. Darauf aufbauend sollte jedoch differenzierend betrachtet werden, welche Instrumente und Faktoren konkret von Bedeutung waren. Dazu wurden von der Verfasserin 40 Leitfadeninterviews mit Unternehmensgründern geführt, die im Ergebnis zeigten, dass Angebote institutioneller Art deutlich häufiger genutzt wurden, als dass Unternehmensgründer auf Akteure aus ihren sozialen Netzwerken zurückgriffen. In diesem Rahmen konnte die Autorin auch jene staatlichen Instrumente zur Gründungsunterstützung identifizieren, die von den Unternehmensgründern als hilfreich empfunden wurden. Allerdings ist dabei eine deutliche Begrenzung der Ergebnisse zu beachten. Die Ergebnisse galten nur eingeschränkt für den Landkreis Karlsruhe, auf den sich die Verfasserin konzentrierte. Inwieweit die Ergebnisse auf andere Regionen übertragen werden können, vermag die Dissertation nicht deutlich zu machen. Zudem fokussierte sie sich nur auf eine bestimmte Art von Unternehmen, auf wissensintensive Unternehmen. Auch dies begrenzt die Folgerungsmöglichkeiten. Ein anderes Ergebnis der Studie ist jedoch festzuhalten und verallgemeinerbar: Die Autorin folgte der These, dass erfolgreiche Gründungsunterstützung eines Netzwerkcharakters bedürfe. Dessen Bedeutung konnte sie im Rahmen ihrer Studie deutlich herausarbeiten. Es kann demnach angenommen werden, dass hierin ein wichtiger Erfolgsfaktor für die staatliche Gründungsförderung besteht.33


Ebenfalls (nur) mit wissensintensiven Unternehmen, noch spezifischer sogar nur mit wissensintensiven Dienstleistungsunternehmen, befasste sich Stahlecker 2006 in seiner Dissertation. Dabei beschäftigte sich der Autor unter anderem mit der Fragestellung, inwieweit wissensintensiven Dienstleistungsunternehmen eine regionalökonomische Bedeutung zukommt. Der Fokus der Dissertation war also nicht die Förderung von Unternehmensgründungen. Dennoch sind die Ergebnisse der Studie im Hinblick auf diese Forschungsarbeit interessant, vor allem deshalb, weil sie wichtige Hinweise dazu liefern, welches Interesse seitens staatlicher Institutionen in einzelnen Regionen bestehen könnte, die Neugründung von Unternehmen zu fördern. Die Studie befasste sich mir der Frage, warum eine staatliche Gründungsföderung sinnvoll ist. Konkret wies die Studie dabei nach, dass wissensintensive Dienstleistungsunternehmen relativ flexibel in der Wahl ihres Standortes sind und es deshalb für Regionen, die deren Ansiedlung zu erreichen versuchen, naheliegend ist, ihnen mit der Schaffung idealer Standortbedingungen entgegenzukommen.34 Insgesamt gibt es bei dieser Studie jedoch klare Grenzen hinsichtlich der Verallgemeinerbarkeit der Ergebnisse. So war der Unternehmensfokus sehr eng gesteckt und der regionale Fokus ebenso auf zwei Regionen beschränkt, Bremen und Stuttgart. Dabei handelt es sich um Regionen mit deutlich unterschiedlich ausgeprägten Gründungstendenzen, was den Erkenntnisgewinn für andere Regionen oder gar ganz Deutschland zumindest begrenzt.


Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass es in der Forschung durchaus ein breites Interesse an der Thematik der Förderung von Unternehmensgründungen gibt. Die zugehörigen Studien weisen unterschiedliche, aber insgesamt deutliche Beschränkungen auf. Zum einen ist der Blick immer wieder auf die Gründer gerichtet, wobei sich der Bezug zu existenten Förderinstrumenten immer wieder nur lose zeigt. Werden auch staatliche Förderinstrumente einbezogen, so ist der Fokus oftmals deutlich regional und bezüglich der erfassten Unternehmen sehr begrenzt, was nicht zuletzt an der häufig gewählten Methodik der Einzelbefragung liegt. Insofern müssen der Ansatz und die Fragestellung dieser Arbeit zwar als in die bisherige Forschung eingebettet und aus dieser hervorgehend beurteilt werden, aber durch einen allgemeineren, etwa alle Arten von Unternehmensgründungen erfassenden und regional deutlich breiteren Ansatz auch als deutlich darüber hinausgehend. So sind zwar die zugehörigen Thesen und Fragestellungen vergleichbar, etwa ob und wie sich staatliche Förderungen von Unternehmensgründungen auswirken, der Erfassungsansatz ist aber deutlich breiter. Zudem wird der Fokus auf die Perspektive der Gründer verlassen, denn auch staatliche Interessen im Rahmen der Gründungsförderung werden erfasst.


1.3 Fragestellungen und Methodik


Die wissenschaftliche Analyse wird sich auf die Frage der Bezugssetzung von staatlicher und bundesländerspezifischer Förderaktivität in Verbindung zu erfolgten Unternehmensgründungen fokussieren. Sie wird am Beispiel der Bundesländer Berlin, Bayern und Hessen zeigen, welchen Einfluss die Rahmenbedingungen für eine erfolgreiche Gründungsaktivität haben können. Diese drei Bundesländer werden dabei als exemplarische gewählt. Das Ziel ist es hier nicht, singuläre Besonderheiten von Gründungsaktivitäten und Gründungsförderungen in einem Bundesland herauszuarbeiten, vielmehr werden verallgemeinerbare Erkenntnisse zu erfolgreichen Gründungsstandorten und zu den Gründen anvisiert. Deshalb werden hier drei durchaus erfolgreiche Bundesländer daraufhin untersucht, welche Rolle die staatliche Gründungsförderung bei der jeweiligen Gründungsaktivität spielt. Im Besonderen sind dies Bayern, ein in der Forcierung von Gründungen schon lange erfolgreiches Bundesland, Berlin, ein zunehmend erfolgreiches Bundesland mit internationalen Ambitionen und Hessen, ein Exempel für ein Bundesland mit durchaus erfolgreichen Gründungen, das aber noch nach dem eigenen Weg sucht. Dies erlaubt schließlich einen Mehrebenenvergleich vor dem Hintergrund eines einigenden Staatsverständnisses aller Ebenen. Das ermöglicht es wiederum, der Frage nachzugehen, welche staatlichen Fördermaßnahmen vor diesem gemeinsamen Hintergrund Erfolge zeigen und wie sich diese darstellen. Eine weitere Kontrastfolie bilden hier die USA mit einer anderen Gründerkultur, aber auch mit einem anderen Staats- und Wirtschaftsverständnis. Diese Kontrastierung ermöglicht eine weitere Schärfung der Erkenntnisse.


Eine weitere Fragestellung, die im Rahmen dieser Untersuchung Beachtung finden muss, ist, wie weit staatliche Eingriffe in die Wirtschaft (wie es auch Fördermaßnahmen sind) erfolgen sollten und können. Gerade bezüglich der Gestaltung von Rahmenbedingungen wird dies kontrovers diskutiert. Die unterschiedlichen und oftmals gegensätzlichen Sichtweisen zu dieser grundsätzlichen Frage werden in den Blick genommen und bei der Betrachtung der empirisch fassbaren Unterschiede berücksichtigt. Zugleich ist es wichtig, die hinter der staatlichen Gründungsförderung stehenden Ziele zu konkretisieren und diese möglichst spezifisch voneinander zu unterscheiden. Die Ziele, die der Staat mit der Gründungsförderung verfolgt (seien sie nun sozialer, politischer oder ökonomischer Art), müssen strikt auseinandergehalten werden, so sehr diese Gründe in der Praxis auch vermengt werden. Die Untersuchung wird daher auch der Frage nachgehen, welche Ziele der Staat respektive ein Bundesland auf den einzelnen Ebenen mit der Gründungsförderung verfolgt und wie diese zu begründen sind. Das bedeutet, dass auch die Rolle des Staates allgemein zu untersuchen ist. Konkret wird es hier um die Betrachtung von drei verschiedenen Staatsverständnissen gehen, nämlich zunächst um das Verständnis des Staates als „Dienstleister“, dann um das Verständnis des Staates als „Nachtwächter“ sowie zuletzt um das Verständnis des Staates als „Regulierer“ des Gründungsgeschehens. Diese Staatsverständnisse sind dabei eng mit unterschiedlichen weltanschaulichen Vorstellungen und Positionen verknüpft.


Schließlich wird die Analyse also nicht nur untersuchen, wie die konkrete Gründungsförderung beispielsweise in Hessen aussieht (respektive bis 2014 aussah) und welche Unterschiede es auf der Makroebene zwischen den Bundesländern gibt. Sie wird nämlich auch die Frage zu klären haben, wie sich die Gründungsförderung im staatstheoretischen Sinne begründen lässt und welches Rollenverständnis der Annahme zugrunde liegt, dass es legitim ist, wenn der Staat respektive ein Bundesland als Gründungsförderer in Aktion tritt. Die grundlegende Frage, von der diese wissenschaftliche Untersuchung ausgeht, lautet daher:


Welchen Einfluss haben regionale Rahmenbedingungen auf Unternehmensgründungen in Deutschland?


Diese Frage kann als Ausgangspunkt der hier vollzogenen Forschung betrachtet werden. Sie zielt darauf ab, den Zusammenhang zwischen den regionalen Rahmenbedingungen und den Unternehmensgründungen in Deutschland und den untersuchten Bundesländern herauszuarbeiten. Denn nur dann, wenn dieser Zusammenhang positiv ist, wäre es aus politischer Perspektive sinnvoll, auf diese Rahmenbedingungen Einfluss zu nehmen. Bedingt kann diese Korrelation jedoch bereits aus der bestehenden Forschung heraus bestätigt werden. Dies schmälert nicht die Notwendigkeit, sich mit dieser Frage zu befassen, erlaubt aber erst, über sie konzeptionell hinauszugehen und zu einer zweiten Frage überzuleiten:


Wie gestaltet sich die Rolle des Staates als Gründungsförderer und in welcher Weise ist sie legitimiert?


Hierbei handelt es sich um eine Frage, die mehrere andere beinhaltet. Schon dass der Staat als Gründungsförderer auftritt, ist keineswegs selbstverständlich, sondern in jedem Fall begründungsbedürftig. Wie die Begründung aussehen kann, ist jedoch davon abhängig, wie die Rolle des Staates als Gründungsförderer ausgestaltet ist. Wenn der Staat beispielsweise nur als Kreditgeber über seine Förderbank KfW auftritt, dann ist das in anderer Form legitimationsbedürftig und legitimierbar als beispielsweise die durch Steuergelder finanzierte Errichtung von Gründerzentren. Ein Stehenbleiben bei der Frage der Legitimierung und der deskriptiven Erfassung der staatlichen Förderung von Gründungen ist jedoch nicht sinnvoll. Vielmehr gilt es, auch deren Effekte zu erfassen. Dies heißt, es soll nicht nur die eher theoretische politikwissenschaftliche Legitimitätsfrage in puncto staatlicher Förderung gestellt werden, sondern es ist auch notwendig, sich mit der Praxis der Förderung zu befassen. Daraus ergibt sich eine dritte Forschungsfrage. Diese baut auf der Ausgangsfrage auf und kann neben der Hinterfragung der Legitimität staatlicher Gründungsförderung als zweite Richtung der Forschung im Rahmen dieser wissenschaftlichen Untersuchung verstanden werden. Sie lautet:


Welchen Einfluss haben staatliche Aktivitäten der Gründungsförderung auf private Initiativen der Unternehmensgründung?


Wenn sich die staatliche Gründungsförderung beispielsweise (wie als verbreitete Rechtfertigung bereits angedeutet) seit vielen Jahren damit begründen lässt, dass im Bereich des Gründens ein Marktversagen besteht, dann stellt sich die Frage, ob erst das Marktversagen bestanden hat oder dieses Marktversagen gar durch die staatliche Gründungsförderung und damit durch die Politik verursacht worden ist. Diese dritte Leitfrage der wissenschaftlichen Untersuchung umfasst also auch die Erforschung der Frage, ob durch die staatliche Gründungsförderung private Initiativen vernichtet werden respektive wurden. Dabei sind die unterschiedlichen Perspektiven von Gründern und staatlichen Akteuren zu beachten.


Aus diesen Leit- und Forschungsfragen ergibt sich nicht nur der Aufbau der Studie, sondern auch ihre methodische Verortung. Es handelt hier um einen breiten Ansatz, der versucht, möglichst große Räume und verallgemeinerbare Aussagen zur Förderung von Unternehmensgründungen zu erfassen. Dies führt auch zur Notwendigkeit einer Methodik, die diese Breite im Rahmen der Erfassung zulässt. Hier wurde auf die Literaturrecherche zurückgegriffen, weil diese den größten Erkenntnisgewinn im Hinblick auf die Frage erwarten lässt, wie sich die Gründungsaktivitäten in Deutschland in ihrer Entwicklung von 2008 bis 2014 darstellten sowie wie diese beeinflusst werden konnten. Dies meint sowohl die Erfassung von Forschungsliteratur als auch von Literatur zu existenten Förderprogrammen und Förderrahmen. Um einen Eindruck davon zu erhalten, wie die regionalen Unterschiede tatsächlich beschaffen sind und welchen Einfluss die staatliche Gründungsförderung in den zu vergleichenden Bundesländern hat, wird etwa die Gesetzgebung zur Gründungsförderung in diesen Bundesländern miteinander verglichen und in einen Zusammenhang mit der Prosperität der genannten Bundesländer gebracht. Über Letzteres wiederum geben beispielsweise die Daten des Länderfinanzausgleichs Auskunft. Dieser stellt dabei den entscheidenden Mechanismus zur Umverteilung von finanziellen Mitteln zwischen dem Bund und den Ländern sowie den Ländern untereinander dar. Insgesamt wird sich dieser Vergleich, auch um ihn handhabbar zu halten sowie tatsächlich aussagekräftige Ergebnisse zu erzielen, auf den Zeitraum von 2008 bis 2014 beschränken.


In der Methodik setzt diese Arbeit also auf die Zusammenführung und den Vergleich von Fakten und Forschungserkenntnissen unterschiedlicher Disziplinen und Schwerpunkte im Hinblick auf die Beantwortung der aufgestellten Leitfragen. Die Beschränkung auf den methodischen Ansatz der Literaturerfassung mag zunächst als tatsächliche Begrenzung erscheinen, doch hat sie wesentliche Vorteile. So erlaubt diese Beschränkung zugleich, eine Breite und Tiefe zu gewährleisten, die erst zu differenzierten und aussagekräftigen Ergebnissen führen kann. Der Fokus dabei ist der regionale Vergleich, sowohl der im Untersuchungszeitraum existenten Gründungsförderung als auch der politischen Herangehensweise an Gründungen und deren Beeinflussung. Denn gerade bezüglich eines Bundesländervergleichs zeigen sich Lücken in der Forschung und gerade ein so breiter (es werden nicht nur zwei Regionen oder Städte verglichen) und doch begrenzter Ansatz (es werden auch nicht alle Bundesländer erfasst) erlaubt Erkenntnisse zur Politik der Förderung von Unternehmensgründungen – ein nur breiter Ansatz würde vermutlich zu oberflächlicheren Ergebnissen führen müssen, ein nur enger Ansatz Spezialfälle beschreiben. Er verweist zugleich auf die Notwendigkeit einer breit gefächerten Methodik, hier die Literaturrecherche. Dies bedeutet, dass hier empirisch-analytisch vorgegangen wird. Die Empirie wird dabei erfasst und analytisch ausgewertet. Durch die Korrelation, Hinterfragung und Analyse empirischer Daten werden eigene Erkenntnisse generiert, welche wiederum an die Fragestellungen angebunden werden.


1.4 Aufbau der Studie


Zunächst bedarf es dafür eines historischen Nachvollziehens des Gründungsgeschehens in Deutschland als Hintergrund des Gründungsgeschehens und dessen Förderung im Untersuchungszeitraum. In diesem Kontext gilt es auch, die grundsätzlichen politischen Positionen zur staatlichen Förderung von Unternehmensgründungen nachzuvollziehen – anschaulich anhand parteipolitischer Meinungen. Dies stellt Kapitel 2 dieser Studie dar. Zudem gilt es, auf einer theoretischen Ebene den Staat als Akteur in der Sozialen Marktwirtschaft und dabei spezifisch mit Bezug auf Unternehmensgründungen und deren Förderung zu betrachten. Dies ist der Grundstein des dritten Kapitels. Im weiteren Verlauf wird schließlich der Status quo von Unternehmensgründungen in Deutschland im Untersuchungszeitraum erfasst. Vor allem soll es dabei um die Erfassung der Entwicklungen gehen, die im Bereich des Gründens in Deutschland im Betrachtungszeitraum von 2008 bis 2014 stattgefunden haben. Gezeigt wird in diesem Rahmen, in welchen Branchen und Tätigkeitsfeldern schwerpunktmäßig Gründungen stattfanden, welche Unterschiede es hier zwischen den einzelnen Bundesländern gab und welchen Finanzbedarf die Gründer jeweils hatten. Zudem soll in diesem Kapitel auch die Frage behandelt werden, ob in Deutschland so etwas wie eine Gründerkultur besteht und wenn ja, wodurch sich diese auszeichnet. Dazu werden die Herausforderungen aufgezeigt, die sich für Gründer nicht nur in finanzieller, sondern vor allem auch in bürokratischer Hinsicht ergeben. Ferner wird diesbezüglich betrachtet, welche Bereitschaft in Deutschland überhaupt besteht, ein Unternehmen zu gründen, und wie sich diese Bereitschaft im Betrachtungszeitraum von 2008 bis 2014 veränderte. Schließlich soll dieses Kapitels auch zeigen, wie sich das Gründungsgeschehen in Deutschland im Vergleich zu anderen Ländern darstellte, im Besonderen im Vergleich zu den USA. Außerdem ist zu identifizieren, ob sich daraus auch andere Herausforderungen für die Gründungsförderung ergeben. Dabei wird eine komparative Perspektive gewählt.


Das vierte Kapitel dieser wissenschaftlichen Untersuchung thematisiert schließlich die Rolle des Staates als Wirtschafts- und insbesondere als Gründungsförderer. Zunächst geht es dabei darum, die politikwissenschaftliche Legitimierung der staatlichen Wirtschaftsförderung ganz grundsätzlich zu thematisieren und diesbezügliche liberale und etatistische Positionen einander gegenüberzustellen. Thematisiert wird in diesem Kontext auch, inwiefern sich aus der staatlichen Gründungsförderung Konflikte mit der Demokratie ergeben können, beispielsweise wenn die Politik aus ideologischen Gründen auf die Gründungsförderung verzichtet oder diese für eine bestimmte Interessengruppe massiver als für eine andere betreibt. Darauf aufbauend kann die tatsächliche und empirisch nachweisbare Rolle der staatlichen Gründungsförderung analysiert werden. In diesem Kontext werden konkret die unterschiedlichen Erwartungen, die seitens der Politik und seitens der Gründer an die staatliche Gründungsförderung bestehen, deutlich gemacht. Im Fokus steht hier die Frage, ob die staatliche Gründungsförderung die privaten Initiativen ersetzen oder lediglich sinnvoll ergänzen soll beziehungsweise kann. Im Weiteren behandelt das Kapitel in diesem Kontext den Zusammenhang zwischen der staatlichen Gründungsförderung auf der einen und dem Wettbewerb auf der anderen Seite. Es wird dabei nachvollzogen und diskutiert, wie sich die staatliche Gründungsförderung auf den Wettbewerb auswirkt – im positiven und im negativen Sinne. Außerdem soll es darum gehen, welche Effekte sich aus der staatlichen Gründungsförderung ergeben, beispielsweise auf den Markt. Dies wird deshalb thematisiert, weil es für die Frage der grundsätzlichen Berechtigung staatlicher Gründungsförderung nicht unerheblich ist, ob daraus ein positiver Beitrag für das Wirtschaftswachstum resultiert, oder ob sich negative Auswirkungen auf die wirtschaftliche Entwicklung in Deutschland ergeben. Die Darstellung monetärer und nicht-monetärer Instrumente der staatlichen Gründungsförderung und ihrer Intentionen bildet den Schluss dieses Kapitels.


Das fünfte Kapitel ist nicht mehr auf die bundestaatliche Ebene fokussiert, sondern vergleicht die konkrete Entwicklung der Unternehmensgründungen in den Bundesländern Bayern, Hessen und Berlin. Dabei geht es zunächst um die Unterschiede und Gemeinsamkeiten, die in der Entwicklung der Gründungsquote im Untersuchungszeitrum bestanden. Diese Quote wird für die jeweiligen Bundesländer aufgeschlüsselt nach Branche und Tätigkeitsfeld betrachtet. In einem nächsten Schritt wird untersucht, inwiefern diese Unterschiede und Gemeinsamkeiten möglicherweise einen Zusammenhang mit der Prosperität der einzelnen Bundesländer haben, die sich wiederum etwa an deren Position im Länderfinanzausgleich ablesen lässt. Betrachtet wird an dieser Stellte deshalb auch, wie sich das Wirtschaftswachstum in dem jeweiligen Bundesland während des Betrachtungszeitraums zwischen 2008 und 2014 entwickelte. Einige der im Forschungsüberblick diskutierten Studien zeigten, dass die Standortwahl eines Unternehmens auch davon abhängig ist, welche Rahmenbedingungen geboten werden. Daher betrachtet dieses Kapitel auch die Unterschiede und Gemeinsamkeiten der untersuchten Bundesländer im Bereich der harten und weichen Standortfaktoren. Ein besonderer Schwerpunkt liegt hierbei auf der digitalen Infrastruktur, die für Unternehmen immer wichtiger wird (und bereits im Untersuchungszeitraum wurde). Sie ist eine Notwendigkeit für Unternehmensgründungen und zugleich ein Standortfaktor. Selbst in Branchen, die lange ohne die Digitalisierung auskamen, wurde sie spätestens im betrachteten Zeitraum zur Notwendigkeit. In einem folgenden Schritt werden die (für den Untersuchungszeitraum gültigen) gesetzlichen Rahmenbedingungen analysiert, die jeweils geschafften wurden, um Unternehmensgründungen zu ermöglichen und diese auch zu fördern. Dabei gilt es nicht nur, die bürokratischen Hürden aufzuzeigen, die sich bei der Gründungsförderung ergeben, sondern auch jene, die bei einer Unternehmensgründung grundsätzlich bestehen. Insgesamt ist in diesem Kapitel der Fokus nicht auf den Status quo des Jahres 2018 oder 2019 gerichtet, sondern es wird die Entwicklung in der Gesetzgebung in den Bundesländern hinsichtlich der staatlichen Gründungsförderung zwischen 2008 und 2014 betrachtet. Dies zeichnet dabei auch die Entwicklung der rechtlichen Grundlagen nach. Das Kapitel schließt mit der Darstellung der monetären und nicht-monetären Förderprogramme, die in dem jeweiligen Bundesland bestanden, mitunter auch nur regionsspezifisch. Darauf aufbauend kann eine Schlussbetrachtung vorgenommen und die Ergebnisse vorgestellt werden.
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2. Historische Entwicklungen von und parteipolitische Positionen zu Unternehmensgründungen und deren Förderung


Es gibt eine lange Geschichte der Förderung von Unternehmensgründungen in Deutschland, mindestens im Bereich der staatlichen Beeinflussung der Finanzierungsbedingungen von Unternehmen. Dazu lässt sich beispielsweise für die Zeit nach 1914 festhalten: „In den gut 30 Jahren vom Ausbruch des Ersten bis zum Ende des Zweiten Weltkrieges änderten sich die Finanzierungsbedingungen für die Unternehmen mehrfach und abrupt. Während sich die Instrumente und die Kapitalgeber in den Jahrzehnten zuvor weitgehend an die Entwicklung der Wirtschaft und damit an die Finanzierungsbedürfnisse angepasst hatten, bestimmten nun politische und makroökonomische Schocks die Welt der Unternehmensfinanzierung.“35 Doch soll hier die historische Rückschau nicht tiefergehend in die Jahre vor der Gründung der Bundesrepublik zurückreichen. Vielmehr gilt es, die Konstanten vom Ende der 1940er-Jahre an in den Blick zu nehmen und zugleich die Veränderungen zu betrachten, die im Rahmen der Wiedervereinigung stattfanden. Der Hintergrund dabei ist, dass Deutschland stets auf Wachstum und Erfolg durch Innovationen setzte. Da Rohstoffe für den Export fehlten und nach wie vor fehlen, galt es, Wissen und Kompetenzen für den Aufstieg zu nutzen. Dies war im 19. Jahrhundert so, galt aber auch für die Zeit nach 1945.36


2.1 Historische Entwicklungen


Wird die Förderung von Unternehmensgründungen in der Bundesrepublik Deutschland nach der Gründung betrachtet, so sticht zunächst das Phänomen des „Wirtschaftswunders“ ins Auge. Aus Hunger und Zerstörung wurden Jahre der Prosperität, so zumindest der verbreitete Eindruck. Historiker betonen hingegen, dass auf die vorherige Infrastruktur und Industrie durchaus aufgebaut werden konnte, es für das folgende Wachstum also eine entscheidende Grundlage gab.37 Andere Autoren heben jedoch deutlich das Elend und den desolaten Zustand Deutschlands nach dem Krieg hervor. Dabei wird unter anderem die Problematik betont, zwischen allen vier Besatzungszonen Handel zu treiben oder die Herausforderung des Anwachsens der Bevölkerung in den drei westlichen Zonen durch Flucht und Vertreibung nach dem Krieg. Diese Sichtweise erlaubt es, die Veränderungen der westlichen Besatzungspolitik als zentral zu markieren, um die folgende Wirtschafts- und Förderpolitik in der Bundesrepublik zu kontextualisieren. Es handelte sich um Veränderungen, in deren Rahmen die westlichen Besatzungsmächte ab dem Jahr 1946 deutlicher auf den Wiederaufbau Deutschlands setzten, auch im Kontext des aufziehenden Kalten Krieges und der Wiederherstellung Europas.38 Das bald so wahrgenommene „Wirtschaftswunder“ wurde schließlich in den 1950er-Jahren durch eine Kombination unterschiedlicher Faktoren und Politiken ermöglicht. „Schon die Zeitgenossen sahen die damit verbundene Überwindung der materiellen Not als eine Art ‚Wirtschaftswunder‘ an. Es war wesentlich exportgeleitet und basierte auf der Liberalisierung des Welthandels, einer liberalen deutschen Außenhandelspolitik, der Multilateralisierung des Zahlungsverkehrs, staatlichen Exportfördermaßnahmen, der Geldpolitik der Bank Deutscher Länder bzw. Bundesbank, der zurückhaltenden Lohnpolitik der Gewerkschaften und auf der hohen Qualität der Exportprodukte.“39 Unternehmensgründungen waren dabei ein zentraler Pfeiler, wurden in dieser Zeit aber eher indirekt (durch Rahmenschaffungen) als direkt gefördert. Eine fördernde Maßnahme war unter anderem das „Investitionshilfegesetz“ von 1952, welches spezifisch die Montanindustrie und Elektrizitätswirtschaft zu unterstützen suchte.40
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